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Achtundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


Zeitun 


Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
n 


mal, an den übrigen Taßen zweimal erſcheint. 


Dinstag, den 8. Jannar 1867. 


Bekanntmachung. 

Auf Grund der §§ 10, 14 und 15 des Wahlgeſetzes für den 
Reichstag des Norddeutſchen Bundes vom 15. October 1866 und gemäß 
der S$ 2 und 9 des dazu ergangenen Reglements vom 30. Dezember 
1866 ſetze ich für den ganzen Umfang des Staats den Tag. an wel⸗ 
chem die Auslegung der Wählerliſten zu beginnen hat, 

auf den 15. Januar d. J. 
und den Tag der Wahl 


auf den 12. Februar d. J. 
hierdurch feſt. Berlin, den 7. Januar 1867. 
Der Miniſter des Innern. Graf zu Eulenburg. 


Deutſehland. 
O. K. C. Candtags⸗ Verhandlungen. 
Berlin, 7. Januar. 

49. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten. 
Eröffnung 12% Uhr. Die Tribünen find ſchwach beſetzt. Am Miniſter⸗ 
tiſche die Miniſter v. d. Heydt, v. Roon, Graf zur Lippe und mehrere Regie⸗ 
rungs⸗Commiſſarien. . . 5 

Präſident b. Forckenbeck eröffnet die Sitzung mit den gewöhnlichen geſchäft⸗ 
lichen Mittheilungen. Seit der letzten Sitzung ſind in das Haus neu einge⸗ 
treten die Abagz Sello, Koppe und Bötticher. Vom Herrn Juſtiz⸗ 
miniſter iſt ein Schreiben des Staatsanwalts zu Inſterburg übermittelt wor⸗ 
den, in welchem um die Ermächtigung zur Erhebung der Anklage gegen den 
„Bürger⸗ und Bauernfreund“ 22 t wird. De 
Juſtiz⸗Commiſſion. Die Novelle über die Bauten in Städten und Dörfern, 
wie 15 vom Herrenhauſe genehmigt iſt, wird einer beſonderen Commiſſion von 
14 Mitgliedern überwieſen. i 

Der erſte Gegenstand der T.⸗O. iſt die Schlußberathung über den Geſetz⸗ 
entwurf, betreffend die Erweiterung mehrerer Beſtimmungen des 

nvaliden⸗Verſorgungs⸗Geſetzes vom 6. Juli 1865. Nach § 1 des⸗ 
elben ſoll die Verwundungszulage von 1 Thlr. auf 2 Thlr. und die Ver⸗ 
3 szulagen von reſp. 3 Thlr. und 5 Thlr. auf reſp. 4 Thlr. und 

Thlr. erhöht und nicht nur den Militär⸗Invaliden vom Oberfeuerwerker ꝛc. 
abwärts, ſondern auch den unteren Militärbeamten gewährt werden. N 3 be: 
ſtimmt im Falle des Bedürfniſſes für die Wittwen der im Kriege gebliebenen 
oder an erlittenen Verwundungen geſtorbenen, ſo wie der im Felde beſchä⸗ 
digten oder erkrankten und in Folge deſſen dis zum Tage der Demobil⸗ 
machung verſtorbenen Militärperſonen der Feldarmee vom Oberfeuerwerker ꝛc. 
abwärts N Unterſtützung aus Staatsmitteln: für die Wittwen der Ober⸗ 
feuerwerker 100 Thlr., der Sergeanten und Unteroffiziere 75 Thlr., der übrigen 
Soldaten 50 Thlr. Denſelben Anſpruch haben die Wittwen der unteren 
Militärbeamten. An den Vorſchriften des Geſetzes vom 27. Februar 1850 
wird dadurch nichts geändert. 

Referent Abg. Stavenhagen: Wenn ich vorausſetzen darf, daß der vor⸗ 
liegende Geſetzentwurf wenig Widerſpruch hier finden wird, ſo kann ich zu⸗ 
leich meine Freude darüber aussprechen, daß unſer erſtes Votum in dieſem 

ahre einen neuen Beweis der Fürſorge und der Sympathien dieſes hohen 

auſes für unſere brave Armee liefern wird. Der vorliegende Geſetzentwurf 
ift weſentlich aus der Initiative des hohen Hauſes hervorgegangen. Nachdem 
die Pflicht des Staates, für die Hinterbliebenen der Gefallenen zu ſorgen, durch 
das Geſetz vom 6. Juli 1865 anerkannnt und durch das Geſetz vom 16. Octo⸗ 
ber 1866 auch auf die Hinterbliebenen der im Kriege Verſtorbenen ausgedehnt 
war, aber nur in Bezug auf hohere Militärbeamte, foll ſie jetzt auf Alle 
ausgedehnt werden. Zu dem $ 3 habe ich noch eine Aenderung zu beantra⸗ 
gen, welche die Reg.⸗Commiſſarien ſelbſt als nothwendig bezeichnet haben. 
Das letzte Alinea deſſelben jagt: „Hierdurch wird an den Beſtimmungen des 
§ 12 des Feuer vom 2 15 7 
dürftiger Familien zum Dienſte einberufener Reſerve⸗ und Landwehr⸗Mann⸗ 
haften nichts geändert.“ Da in $ 3 aber nur von den Wittwen die Rede 

„ während ſich jener $ 12 auch auf die Waiſen bezieht, je könnte es jchei- 
nen, als wäre es die Abſicht, dieſe Unterſtützungen Zi die Wittwen zu be⸗ 
ſchränken. Es wird deswegen zweckmäßig fein, dieſes Alinea als beſonderen 
§7 hinter $ 6 er ah und den $ 7 des Entwurfes als $ 8 anzumeh- 
men. Wenn die Commiſſion ferner vorſchlägt, für jedes Kind 30 Thlr. Er⸗ 
. hlr. zu ſetzen, wird fie wohl kaum auf Widerſpruch 

ßen. Im Uebrigen erklärt ſich die Commiſſion mit der Regierungsvorlage 
einverſtanden und bitte ich dieſelben anzunehmen. 

Abg. Coupienne ſtellt das Amendement, im § 1 ſtatt der Erhöhung von 
reſp 3 Thlr. und 5 Thlr. auf reſp. 4 Thlr. und 8 Thlr. zu ſetzen: auf reſp. 
5 Thlr. und 10 Thlr. i 

Abg. Frenzel (gegen die Vorlage): Das Geſetz iſt ungerecht in feinen 

tiven, ungenügend in den angewieſenen Mitteln und ungerecht und un⸗ 
genügend im r. mit der neueſten Geſetzgebung, die auch eine Folge des 
Krieges b Beſ — Motipe zu 10 3 finden dieſe Unterſtützungen „den militäri⸗ 
De und 36 ungsverhältniſſen der verſchiedenen Chargen vollkommen ents 
prechend . Charge wenn in dem Lande der allgemeinen Wehrpflicht hierfür 
= militäriſche ar als Maßſtab der Unterſtützung angelegt wird, fo iſt 

as ein ungerech Der tab, da wir es mit Wittwen bon Männern aus 
allen bürgerlichen. 5 erufsklaſſen zu thun haben. Die ausgeworfenen Mittel 
ſind aber auch vollig duschügend und können, wenn wir für das Geſetz ſtim⸗ 
men, unſer Gewiſſen Bchale nicht beruhigen. Ungerecht und ungenügend 
aber ift das Gele 15 lige, zum Dotationsgeſetz, durch welches jedem der 
betheiligten Herren a Fr 12,000 Thlr. Unterftügung gegeben worden iſt. 
urch das borlie ble; 1 erhält ein Invalide, wenn er ganz erwerbs⸗ 
unfähig ift, 2 Thlr.; 1 98 255 blind geworden oder hat er beide Arme 
Derlozen, jo erhält er 1168 Thi rb, mehr, ift er nur halb derüppel 48 Thur. 
mehr, alſo im Ganzen er die. reſp. 120 Thlr. Wir ſollen nun dies Geſetz 
© lange Zeit machen 10 5 q M allen Anforderungen genügt. Verliert nun 
B. ein vorher gut fituirter Maler feine rechte Hand und erhält er dann 
lährlich 72 Thlr. und nichts mehr, fo iſt es eine ungerechte Forderung, daß 
er damit ſeine Familie a Für die Wittwen gemeiner Soldaten 
beftimmt § 3 50 Thlr., für die Waiſen 24 Thlr. oder nach dem Antrage des 
eferenten 30 Thlr. 


Nach dem Geſetz erhält dann eine ſolche Witte mit 2 Kindern 98 Thlr. 
lich, war ihr Mann Unteroffizier, jo kommen noch 25 Thlr. dazu, im 
anzen alſo 123 Thlr. Das nenne ich ungerecht; denn wenn der Staat das 
Leben ſeiner Bingebörigen verlangt, ſo hat er auch die Pflicht für die Hinter: 
bliebenen ſo zu ſorgen, wie der in feiner Pflichterfüllung Gebliebene für fie 
geſorgt haben würde. Eine weitere Ungerechtigkeit finde ich in der Beſtim ⸗ 
der . daß die Wittwen noch 3 Jahre lang die vorſchriftsmäßige Unterſtätzung 
der Commune erhalten ſollen; einzelne Communen können nicht eintreten, wo 
der Betheiligte ſein Leben für den ganzen Staat gelaſſen hat. 
aber auch eine teufliſche Barmherzigkeit, ein Hohn; denn dieſel 
beträgt für eine Wittwe mit 2 Kindern 31 Thlr. 10 


Es liegt darin 
Unterſtützung 
r. 10 Sgr. und ſie würde aus⸗ 


reichen gerade, um die Frau 3 Jahre lang für das ganze Hungern mit 98 
e 


Thlrn. vorzubereiten. rner habe ich das Geſetz ungerecht und ungenügend 
er im Vergleich mit dem Dotationsgeſetz. Ich will das Verdienſt In 
enerale nicht ſchmälern, — aber was iſt der beſte General ohne brave 
kuppen! Beide haben ihre Pflicht gleich gut erfüllt — aber die Einen 
en geſund r und werden gut belohnt, die Anderen als Krüppel erhalten 
kaum das Nothdürftigſte. Die Landwehrmänner find wider ihren Willen in 
den Krieg gezogen, ſolide Arbeiter mußten bei ihrer Rück ehr ſehen, wie die 
Feuern e langer Jahre verzehrt waren; die Leiden des kleinen Gewerbes 
und Ihnen bekannt; und da ſenkt ſich doch die Waagſchale ſehr zu Gunſten 
biejer gegenüber den Offizieren. 
u ‚rägt man aber, warum dieſe nicht auch, wie es ja in ihrer Macht ſtehe, 
8 10 hohen Poſten geſtiegen ſeien, fo hat erftlic nicht Jeder Luft, dieſen 
fol Zu erwählen und dann perſchließt der Uſus bei uns den Bürgerlichen 
1 che Stellungen 25 ganz. Bei den Franzoſen ſagte man, jeder Soldat 
ehme die Anwartſchaft auf den Marſchallsſtab, bei uns auf den Leierkaſten 
ich Das iſt zwar durch die Inpaliedngeſetzgebung geandert worden, aber 
ch weiß nicht, ob zu aller Vortheil. Sollte etwa durch die unverhältnißmäßig 
große Belohnung die Gefahr bezahlt werden? Ich habe aber überhaupt 
nicht geglaubt, daß namentlich preußiſche Offiziere eine Dotation annehmen 


Das Schreiben geht an die Ich 


ruar 1850, betreffend die Unterſtützung be⸗ [J 


könnten, die nicht einſtimmig bewilligt iſt; ich habe geglaubt, ein National⸗ 
denkmal könnte und müßte nur aus freiwilligen Beiträgen hervorgehen und 
nur dann angenommen werden. Sehen wir die Wittwen und Waiſen an, ſo 
bemerken wir in den wenigen Monaten ſchon eine bedeutende Aenderung in 
ihrem Verhalten. Als ihre Männer lebten, ſchämten ſie ſich, ein Almoſen zu 
nehmen; als die Männer in den Krieg zogen, drängten ſie ſich bittend und 
weinend danach, jetzt fordern ſie Gerechtigkeit. Theilten wir nun die 
1 — der Dotationsſumme in zwei gleiche Theile, ſo könnten wir für 750 

ittwen die Penſion und für 1560 Waiſen die Unterſtützung verdoppeln. 
Das iſt ein ungerechtes und ungenügendes Geſetz. 

Bedenken Sie auch die Beziehung auf das Feſt, welches wir ſoeben ge⸗ 
feiert haben, wie viele Freuden dieſen Armen entgehen; erſetzen können wir 
ihnen das aber nicht mit fo kargen Summen. Ich weiß nun, daß ich, um 
nicht das Elend dieſer Laute noch zu mehren, auch für dies ungenügende Ge⸗ 
1 ſtimmen muß, ich proteſtire aber gegen die Meinung, als hielte ich es nun 
ür gut und genügend. Ich ſtelle keinen Antrag weiter, glaube aber, daß 
gerade Sie (nach rechts), denen doch die militäriſche Größe Preußens fo ſehr 
am Herzen liegt, darauf dringen müßten, daß durch ein Geſetz unumwunden 
und klar ausgeſprochen würde: Der Staat iſt der natürliche Vormund der 
Waiſen derjenigen Militärperſonen, die ihr Leben gelaſſen haben, indem ſie 
den Staat vertheidigten. Dann erſt werde ich die Befriedigung empfinden 
können, die der Herr Referent ſchon empfunden hat oder empfinden wird, wenn 
das Geſetz angenommen iſt. 5 , f 

Abg. Dr. Michelis: Ich bitte Sie, den vorliegenden Geſetzentwurf 
anzunehmen, obgleich Manches von den Ausführungen des Herrn Vorredners 
richtig ſein mag. Auch die Beziehung auf die Dotation, die der Herr Vor⸗ 
redner herbeizog, kann mich nicht bewegen, gegen das Geſetz En ſtimmen. 
Ueberhaupt muß ich darüber in meinem eigenen Intereſſe ein Wort fagen. 
war von vornherein für die Bewilligung in der Weiſe, wie ſie die Re⸗ 
gierung verlangte. Da mir aber in der Art und Weiſe, wie die Dotation 
dann behandelt wurde, zugleich eine Zuſtimmung zu der ganzen jetzigen 
Richtung unſerer Politik zu liegen ſchien, habe ich bugegen geſtimmt. (Unruhe.) 

Aver, meine Herren, ich will jetzt einmal die Gelegenheit vom Zaune 
brechen, um über meine politiſche Stellung überhaupt zu ſagen. (Heiterkeit, 
Bewegung.) Ja, m. H., ich habe ein Recht dazu, nachdem das Unerhörte 
damals geſchehen iſt, daß von dieſem Hauſe der Schluß der Discuſſion be⸗ 
ſtimmt wurde, nachdem gegen mich ſpeciell und auch gegen Andere vom 
Miniſterpräſidenten gegen das Heiligſte, was wir haben, gegen unſer Gewiſſen 
in Bezug auf unſere Stellung hier offene Angriffe gerichtet worden waren. 
Da mir damals die Möglichkeit genommen war, dieſe Angriffe zurückzuweiſen, 
meldete ich mich heute vor der Tagesordnung zum Wort, wurde aber vom 
Herrn Präſidenten auf die Redegelegenheit während der Debatten verwieſen. 
95 bin es meinem Intereſſe, dem des Hauſes und des ganzen Landes (rechts 

uf: nein!) ſchuldig, wenige Worte zu ſagen gegen das Mißtrauen, daß wir 
unſere Stellung hier benutzen, um im Partei⸗Intereſſe gegen das wahre In⸗ 
tereſſe des Landes zu wirken. Obgleich ich als Katholik u id katholiſcher 
Prieſter meine eigene Politik vertrete, ſo wird doch das Mißtrauen auch in 
weitere Kreiſe geſchleudert und ich bin es mir und dem ganzen Lande ſchuldig, 
meine Anſicht klar zu machen. Ich bin ein entſchiedener Gegner der Politik 
unſeres Minifteriums. ! 

Präſident v. Forckenbeck unterbricht den Redner mit der Bemerkung, 
daß er allerdings früher demſelben anheimgeſtellt, ſeinen politiſchen Stand⸗ 
punkt bei paſſender Gelegenheit zu entwickeln, daß er aber gegenwärtige Ver⸗ 
handlung für keine ſolche Gelegenheit halten könne. ; 

Abg. Michelis fragt an, ob es ihm geftattet jei, fortzufahren in der Dar⸗ 
legung ſeines 177 Standpunktes. 

v. Forckenbeck: Ich muß dem Herrn Redner überlaſſen, nach der Ge⸗ 
ſchäftsordnung zu verfahren. 5 Be g 

Abg. Michelis: Ich ſollte meinen, daß es mir bei jeder Gelegenheit 
„ wäre, meine politiſchen Anſichten und damit die Gründe, die mich 
ewogen haben, genen den erwähnten 9 zu ſtimmen, darzulegen. 
ch bin alſo ein Gegner der jetzigen Be (Heiterkeit) und zwar, weil fie 
eine 250 7 iſt im franzöſiſchen Intereſſe, nach den eigenen Worten des Herrn 
Miniſterpräſidenten. (Redner verlieſt zum Beweiſe deſſen den auf das Ver: 
halten Frankreichs 1 den deutſchen ard al dee bezüglichen Paſſus aus der 
Rede des Grafen Bismarck.) Es wird alſo hierin ausgeſprochen, daß ein 
übermächtiges Deutſchland nicht im Intereſſe Frankreichs liege, daß es im 
Intereſſe Frankreichs liege, Deutſchland auf ewig getrennt zu ſehen, und auf 
dieſen Standpunkt ſtellt ſich der Herr Miniſterpräſident (Heiterkeit). Es iſt 
das der geſchichtliche Entwickelungsgang der Politik, wie ſie eh von Hein⸗ 
rich II. von Frankreich begonnen wurde (Gelächter), wie ſie fortgeſetzt wurde 
vom Cardinal Richelieu Gar und die ſchließlich in der jetzigen Politik 
ihren Krönungspunkt findet. urch die Verbindung des Grafen Bismarck 
und überhaupt Preußens mit ee — Gedner wird durch wiederholtes 
Gelächter und durch den Ruf „zur Sache!“ unterbrochen.) 

Präſident v. Forckenbeck: Ich habe den Herrn Redner bis jetzt ſprechen 
laſſen, um zu ſehen, ob er dem Gegenſtande unſerer gegenwärtigen Verhand⸗ 
lung näher komme. Da dies nicht geſchehen ift, fo mache ich ihn darauf auf⸗ 
merkſam, daß ihm, wenn er ſo fortfährt, das Wort entzogen werden muß. 


Abg. Dr. Michelis: Ich werde alſo, nachdem ich wenigſtens dies aus⸗ 
a gu Sache jelber kommen. (Heiterkeit) Wenn man ein wahres 
Gefühl für Deutſchland hat, jo muß man ein 


; 7 5 egner dieſer 5 — ſein, 
deren Endziel ſo klar vor Augen liegt. Ich bin aber ein offener Gegner und 
verfolge keinerlei geheime Zwecke, mag man mich auch verdächtigen, wie man 
will und wie es im Wege ſolcher Zwangsherrſchaft liegt. Ich habe eine 
höhere Idee von der bei uns zu verfolgenden Politik und deswegen bin ich 
gegen die jetzige. Aber eben weil ich ein offener Gegner bin und weil ich 
daher die gegenwärtigen Zuſtände als factiſche anerkenne, werde ich auch 
für den vorliegenden Geſetzentwurf ſtimmen. (Große anhaltende Heiterkeit.) 
Abg. Harkort tadelt die Einrichtungen unſerer Invalidenhäuſer. Redner 
iſt aber auf der Journaliſtentribüne abſolut unverſtändlich. 

Correferent Abg. v. Bunſen ſtellt mit Bezug auf denſelben Gegenſtand 
das Anſuchen an den Kriegsminiſter, die Einrichtungen der Invalidenhäuſer 
einer gründlichen Reform zu unterwerfen. Abgeſehen von perſöͤnlichen Klagen 
Einzelner, blieben doch manche Thatſachen feſtſtehen, die unleugbar als Uebel⸗ 
ſtände anerkannt werden müßten. „Zur Zeit, wo zuerſt derartige Invaliden⸗ 
häufer eingerichtet wurden, gab es noch keine allgemeine Militärpflicht; da⸗ 
mals hatte noch Niemand anders, als Berufsſoldaten, die Ausſicht, in die⸗ 
ſelben zu gelangen. Das iſt jetzt anders. Ich will keine ariſtokratiſchen Un⸗ 
terſchiede eintreten laſſen zwiſchen gebildeten und ungebildeten Ständen, wie 
das der erſte Herr Redner gethan; dem Feinde gegenüber dürfen derartige 
Rückſichten nicht gelten. Ich möchte aber, daß man alle Gemeine und Uns 
teroffiziere in dieſen Häufern fo behandelt, als gehörten ſie den beſſeren 
Ständen an. Dem entſprechen viele Dinge, die zum Theil ſchon der 
Abg. Harkort berührt hat. Ich will nicht augenblicklich mir einfallende, vielleicht 
ungenau mitgetheilte Thatſachen einer leichten Widerlegung ausſetzen; aber es 
— doch gewiſſe unbeſtreitbare Facta, wie z. B., daß in dieſen Inſtituten 

amilien ein Zimmer bewohnen müſſen, das anderen Perſonen als Durch⸗ 
Mina dient, und daher nicht geheizt werden kann, und andere ähnliche 

kißſtände, denen doch ſehr leicht abgeholfen werden könnte. Ich begnüge 
mich, dieſe Wünſche dem Herrn Kriegsminiſter auszuſprechen. 

Die General⸗Discuſſion wird geſchloſſen; es beginnt die Discuſſion über 
$ 1 des Geſetzentwurfs mtt dem dazu geftellten Amendement Coupienne. 

Referent Abg. Stavenhagen: Das vom Abg. Coupienne geſtellte 
Amendement will die Verſtümmelungs⸗Zulagen erhöhen. Nach meinen per⸗ 
ſoͤnlichen Anſchauungen könnte ich mich nur für daſſelbe entſcheiden; aber es 
giebt doch auch finanzielle Rückſichten und es würde daher darauf ankommen, 
ob der Herr Finanzminiſter ſich mit demſelben einverſtanden erklärt. 

Kriegsminiſter v. Roon: Nachdem ich Rückſprache mit dem Hrn. Finanz: 
miniſter genommen, bemerke ich, daß derſelbe keine Einwendung gegen das 
Amendement macht und daß auch ich daſſelbe mit Freuden be übe. ugleich 
nehme ich Gelegenheit, mich über den von den Abbg. v. Bunſen und Harkort 
angeregten Gegenſtand mit ein paar Worten zu äußern. Es freut mich, den 
lebendigen Sympathien hier zu begegnen, welche ich ſelbſt für die Verbeſſe⸗ 
rungen des Zuſtandes der Invaliden empfinde. Die Militär⸗Verwaltung iſt 
ſchon Ik einiger 95 mit der anderweitigen Regelung, und wie ich hoffe, 
Verbeſſerung des Looſes dieſer alten Männer beſchäſtigt. Schon jetzt ſind bie 

nvaliden * ge 3 im Invalidenhauſe ſelber zu wohnen, ſondern fie 
oͤnnen mit allen — mpetenzen zu ihren Familien beurlaubt werden. 


err d 


Es finden alſo meiſt nur ſolche Perſonen Aufnahme, denen es an jedem an⸗ 
dern Anhalte fehlt. Um ſo größer iſt aber die Verpflichtung, dieſen die f 
lende Familie zu erſetzen. Es giebt verheirathete und unverheirathete Bewo 
ner dieſer Häufer, beide pflegebedürftig. Es lag daher ſehr nahe, die unver⸗ 
heiratheten den verheiratheten in Pflege zu geben und ſie auch wohnlich mit 
einander in Verbindung zu bringen. Das it ſeit Jahren die Urſache zu der 
vom Abg. v. Bunſen getadelten Einrichtung geweſen. Andere Verbeſſerungen 
werden ſich von ſelbſt ergeben, nachdem die Geſetzgebung in fo patriotiſ 
freigebiger Weiſe für das Schickſal unſerer Invaliden Sorge getragen hat. 
Eine Folge davon wird ſein, daß die Bewohner 9 Häuſer ſich jetzt ver⸗ 
ringern werden; um fo leichter wird aber die Aufgabe zu löſen ſein, für die 
reſtirenden Wenigen eine behagliche Exiſtenz zu begründen, und Sie werden 
mir zutrauen, daß mich das vor Allem freuen wird, wenn mir das, was 
ich immer erſtredt, gelingen ſollte. 

Abg. Coupienne: Nachdem die Regierung ſowohl, wie der Herr Bericht⸗ 
erſtatter die Güte hatten, meinem Amendement zuzuſtimmen, genügen für 
mich en Worte. Daß die Lage der Verſtümmelten eine 2 
daß der Erſatz, der ihnen wird, ein ſehr geringer iſt, werden Sie Alle fühlen 
und ſomit auch anerkennen, daß wir ihnen einige Bequemlichkeiten wünſchen 
müſſen. Die allgemeine Wehrpflicht legt dem Bürger Laſten auf, die die 
Vorzeit nicht gekannt hat. Dieſen großen Leistungen gegenüber, wo der Eins 
zelne im Dienſte des Staates Alles, mehr als das Leben verliert, muß der 
Staat mit einer um ſo größeren Gegenleiſtung, mit um ſo 5 — orge 
für dieſelben eintreten. Darnach empfehle ich Ihnen die Annahme meines 
Amendements. 2 

Abg. Dr. Lette bemerkt dem Abgeordn. Frenzel, daß es unmöglich fei, in 
einem allgemeinen Geſetze die verſchiedenen Bildungsgrade zu berückſichtigen. 
Diejenigen Ungleichheiten zu beſeitigen, die das Geſetz unmoglich ausgleichen 
könne, ſei eine Aufgabe der vom Kronprinzen ins Leben gerufenen und erwei⸗ 
terten dhe ein Deer dag en IR deren möglichſter Ausbreitung und 
Wachsthum ein Jeder nach Kräften beitragen möge. ur 

Das Amendement Coupienne, ſowie $ 1 des Entwurfs mit dieſem Amende⸗ 
ment werden angenommen, ebenſo ohne Discuſſion der & 2. 

Zu $ 3 verwahrt ſich der Abgeordnete Frenzel dagegen, daß die von 
ihm ausgeſprochenen Grundſatze ariſtokratiſche waren. Gerade 8 in einem 
Staate, wie der preußiſche fei, in einem Staate mit allgemeiner 1 
nur der militäriſche Rang, die bürgerlichen Verhältniſſe aber gar nicht ck⸗ 
ſichtigt würden, ſei als ariſtokratiſch zu bezeichnen, und dagegen ſeien ſeine 
Worte gerichtet geweſen. 3 5 

Abg. Laster: Nach den bisherigen geſetzlichen Beſtimmungen hätten die 
hilfsbedürftigen Invaliden noch drei Jahre von Seiten der Communen oder 
des Kreisverbandes unterſtützt werden müſſen; dieſe Verpflichtung gehe jetzt 
auf den Staat über. Es ſei aber nicht klar, ob jene ältere Beſtimmung da⸗ 
durch aufgehoben werde, und er bitte — um nähere Auskunft. 

Abg. Stavenhagen erwidert darauf, daß nach dem ausdrücklichen Wort⸗ 
laute des Entwurfs die bez. Beſtimmung des früheren Geſetzes in keiner Weiſe 
alterirt werden ſolle. Er fordert ſodann den Abg. Frenzel auf, doch einmal, 
die Grundſätze darzulegen, nach denen er ein Invalidengeſetz abgeſchafft wiſſen 
wolle; Alle gleich zu bedenken, ſei N ſonſt käme man ſchließlich dazu, 
allen Soldaten auch gleichen Sold zu geben. Die Beziehung auf das Dota- 
tionsgeſetz ſei an den Haaren herbeigezogen. ; 

Das zu $ 3 geftellte Amendement des Abg. Stavenhagen und § 3 mit 
dieſer Abänderung werden angenommen. 

$ 4 wird zur Discuſſion geſtellt. Referent Abg. Stavenhagen bemerkt, 
daß die Regierung mit den von der Commiſſion vorgeſchlagenen Aenderungen 
ſich einverſtanden erklärt habe. a Dh ; 

Abg. Frenzel: Der Staat muß für die Hinterbliebenen der Gefallenen 
je nach dem bürgerlichen Stande derſelben eintreten. Einen ge Maß⸗ 
ſtab dazu bilden die von den Betreffenden getragenen Communallaſten. Auf 
das Dotationsgeſetz habe ich Bezug genommen, um die mir entgegengeworfe⸗ 
nen 8 Rückſichten zu beleuchten. 

achdem der Abg. Stavenhagen hierauf entgegnet hat, daß der Staat für 
die zurückgebliebenen Familien unmöglich in derſelben Weiſe ſorgen könne als 
der gefallene Familienvater, wird der $ 4 angenommen; ebenſo nach einer 
kurzen Bemerkung des Abg. Frenzel, in der er den Abg. Stavenhagen auf 
eine ausführliche „ bei Beginn der Discuſſion verweiſt, die 

5, 6, 7, 8, ſowie das zu §7 vom Berichterſtatter geſtellte Amendement. 

as ganze Geſetz in der ſo feſtgeſtellten Faſſung wird angenommen. 

Juſtizminiſter Graf zur Lippe: Die Staatsregierung hält es für noth⸗ 
. dafür zu ſorgen, daß die richterlichen Beamten, welche in den neu⸗ 
erworbenen Landestheilen als Richter bereits angeſtellt ſind oder die Quali⸗ 
fication dazu beſitzen, auch in den alten Landestheilen angeftellt werden können. 
Zu dieſem Behufe find einige Abänderungen 1 Ergänzungen der Geſetze 
vom 2. Juni 1849 und Mai 1852 nöthig. Ich lege dem hohen Hauſe einen 
desfallſigen Geſetzentwurf vor und ſtelle anheim, denſelben der Juſtiz⸗Com⸗ 
miſſton zu überweiſen. t 

Das Haus acceptirt dieſen Vorſchlag. 

Es wird darauf zum zweiten Gegenſtande der Tagesordnung übergegangen, 
be dem Berichte der vereinigten Commiſſionen für Handel und Mr Suhl, 
etreffend die Erweiterung der Befugniſſe der vereideten Makler. 
. — 69 Alinea 6 des allgemeinen deutſchen Handelsgeſetzbuches beſtimmt 

nämlich: : 

„Die Handelsmakler dürfen zu keinem Geſchäft die Einwilligung der Bars 
teien oder deren Bevollmächtigten anders annehmen als durch ausdrückliche 
und Fung Erklärung; es iſt den Maklern weder erlaubt, von Abweſen⸗ 
a... träge zu übernehmen, noch ſich zur Vermittelung eines Unterhändlers 
zu bedienen“ 

Die Staatsregierung hat nun folgenden Geſetz⸗Entwurf eingebracht: 5 

„Die Vorſchrift, durch welche den Handelsmaklern unterjagt ift, zu den 
unter ihrer Vermittelung 3 Stande kommenden Geſchäften die Einwilligung 
der Parteien oder deren Bevollmächtigten anders anzunehmen als durch Mig. 
ſönliche Erklärung und von Abweſenden Aufträge zu übernehmen (Allg. 
Deutſch. Handelsgeſetzbuch Art. 69, Ziff. 6) wird aufgehoben. 

Iſt eine durch ſchriftliche Erklärung abgegebene Einwilligung angenommen 
oder ein ſchriftlicher Auftrag übernommen worden, fo hat der 5 makler 
das betreffende Schriftſtück aufzubewahren und im Falle der Vorlegung feines 
Tagebuches mit dieſem vorzulegen.“ ö a 

Die vereinigten age Nur für Handel und Juſtiz empfehlen die 
unveränderte Annahme dieſes Geſetzes. 3 

Vom Abg. Tweſten iſt das Amendement geftellt worden, die Erweite⸗ 
Han Da im Geſetze ausgeſprochenen Befugniß nur auf die Schiffsmakler 
auszudehnen. 

ef. Abg. Roepell verzichtet zu Anfang der General⸗Discuſſion auf 

as Wort. f 
Abg. 
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kundsperſonen, ähnlich wie die N r 
In Folge deſſen haben ihre Bücher eine 

weiskraft wird aber alterirt, wenn fie ſelbſt Geſchäfte machen. Hebe man 
lieber das ganze Inſtitut der vereideten Makler auf; ſo lange man es aber 
beibebält, darf man die Makler nicht in die Verſuchung beingen, einem 

rer Beſtimmung untreu zu werden. Die vereideten Makler würden dazu 
verleitet werden, theils ſelbſt Commiſſionsgeſchäjte zu machen, theils Gtro 
männer vo; uſchieben. Dies iſt aber um jo mehr bedenklich, da ihnen 
amtliche Feſiſtellung der Courſe obliegt. Dieſe ihre amtliche Thätigkeit wurde 
durch ihr Privatintereſſe leicht beeinträchtigt werden, Die Aelteſten der Ber⸗ 
liner Kaufmannſchaft haben in der betreffenden Petition ganz richtig auf die 
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Bedenken aufmerkſam gemacht, und ich ſollte meinen, daß, bei der Bedeutung geſetzbuches nur da eintreten, wo ſie von den Betheiligten un 
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der Berliner Börſe für den Commiſſionshandel die line. Verhältniſſe 
u woßl ins Gewicht fallen dürften. Die Freunde des vorg legten Ge⸗ 
ſetzentwurfs Bien nun: die Freiheit des Verkehrs wird dadurch gefördert; 
das iſt aber nicht der Fall; im Gegentheil wird durch die Vorlage eine Art 
von Monopol für die vereideten Makler geſchaffen, da dieſe vermöge ihrer 
amtlichen Stellung ſich das Geſchäft beſſer nutzbar machen können und den 
ganzen Commiſſionshandel bald in ihre Hände bekommen würden. 

Ferner ſagt man, die beabſichtigte Neuerung ſei der beſte Schutz für das 
Publikum gegen Uehervortheilung. Aber auch das iſt nicht richtig: im Ge⸗ 
er ein zuverläſſiger Courszettel iſt der beſte Schutz; die Zuverläſſigkeit 
d pürszettel wird aber durch das neue Geſetz gerade gefährdet. Aus der 
»Kaufmannſchaft hat man nun auch die Stimmen laut werden hören: die An⸗ 
gain: des Geſetzes ſei der beſte Weg, um das ganze Inſtitut los zu werden. 

Als Geſetzgeber können wir uns aber nicht auf dieſen Standpunkt ſtellen; 
„ein Geſetz, das wir für nicht praktiſch und nicht durchführbar halten, müſſen 
wir ganz aufheben; thun wir das nicht, ſo dürfen wir es nicht auf andere 
Weiſe untergraben. Ich werde deshalb für das Amendement Tweſten, 
aber gegen den Commiſſionsantrag ſtimmen. 

hr 9, Michaelis (Stettin) (für den Commiſſionsantrag): Daß das vor⸗ 
gelete Geſetz für die Schiffsmakler wünſchenswerth und nötbig it, ‚darüber 
it wobl das ganze Haus einverſtanden, weil es poſitiv unmoglich für, dieſe 
iſt, ihr Amt zu führen, ohne mit ihren Auftraggebern in Corxeſpondenz zu 
treten. Ich bin aber für das Geſetz in feiner; Ausdehnung auf alle vereide⸗ 
N Allerdings bin auch ich der Anſicht, daß unſere Geſetzgebung bei 
der Einführung des Hangelsgeſetzbuches in Preußen einen Bar dadurch be⸗ 

gangen bat, daß fie das Inſtitut der bereideten Makler aufrecht erhält, denn 
die Praxis hat gezeigt, daß die Freiheit des Maklergewerbes durch polizeiliche 
Rund richterliche Beſchränkungen nicht beſeitigt werden konnte, weil die Ge⸗ 
fte nothwendigerweiſe der Freiheit bedurften und die Schranken einer un⸗ 
1 97 1 Geſetzgebung mit Leichtigkeit Überſchriſten. Um nun dem ver⸗ 
eideten I Her. gewiſſe Pflichten der Enthaltſamkeit in der Art feiner Ge⸗ 
ftsffl 0 aufzuerlegen, hat man die hier in Betracht kommende Beſchrän⸗ 
kung erfunden, dadurch aber den vereideten Makler in den heftigen Ka 
er Concurrenz mit dem freien Makler geſtellt. Man hat aber ae, aß 
unmöglich iſt, den Handelsverkehr durch Verbotsgeſetze zu beſchränken. 
ge I 5 der Einſchränkungen war, daß man den vereideten Makler täglich 
in die Verſuchung brachte, Fine Amtspflichten zu überſchreiten, Männer, die 
ihre Pflichten gewiſſenhaft zu erfüllen beahſichtigten, zogen Ah. in Folge deſſen 
von einem derartigen Amte zurück und es rückten in dieſe Stellen theilweiſe 
Klaſſen ein die minder vertrauenswürdig ſind. 
„Die Gefahr des Gebrauchs von Strohmännern, auf welche der Vorredner 
biniea, iſt nicht erſt durch die Vorlage e worden (ſehr richtig); 
Strohmänner ſind ſchon da und werden auch in Zukunft da ſein, man möge 
Ne annehmen oder nicht. Es liegt mit dem Maklergeſetze in gewiſſer 
lehung ganz ebenſo wie mit dem Wuchergeſetz. Die Geſchäfte, die ges 
macht werden müßten, durch die beſtehenden Beſchränkungen aber erſchwert 
wurden, find in die Hände von minder vertrauenswürdigen Berjonen gekom⸗ 
5 und dadurch vertheuert und verderbt worden. Durch die Aufhebung der 
18 
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ränkungen wird die Moralität unter den beamteten Maklern gewinnen; 
Mortalität aber iſt zur gewiſſenhaften Feſtſtellung der Courszettel mehr werth, 
ie zweifelhafte Wirkung der Aufrechterhaltung des Verbots. Ich wünſche 
ſehr dringend, das die Geſezgebung das Inſtitut der vereideten Makler ganz⸗ 
lich beſeitige. Das Einzige, was man für die Beibehaltung deſſelben anführt, 
iſt die No wendigkeit der Feſtſtellung der amtlichen Courszetzel, 
„Mit dieſen amtlichen Courszetteln hat es auch ſeine eig andtniß; 
dieſe ſind auch heute nicht immer vollſtändig und durchaus dertrauens würdig. 
ch weiß aus meiner eigenen Exfahrung, daß viele Geſchäfte, die nicht ge⸗ 
A find, im amtlichen Gourszettel ſtehen, und viele, die gemacht ſind, bakin 
fehlen. Ein zuverläſſiger Courszettel kann auch auf andere Weiſe ih 
werden: es 19155 dazu ri Gewiſſenhaftigkeit und ein klarer Ueberblick 
er die Geſchäfte. Hier in Berlin hat z. B. im Nahe 1856 die Preſſe die 
a e in die and genommen, und die Courszettel waren oft zuberläffiger 
als die amtlichen. — Die Gefahr, welche man nach Annahme der Voflege 
für 2 ommiſſionsgeſchäft überhaupt erblicken will, ſehe ich nicht; ich glaube, 
die Commiſſionäre unterſchätzen dabei ihre eigenen Leiſtungen. Die Con⸗ 
currenz weh dabei allein maßgebend fein. a 
Ein Commiſſionär wird ſeine Kundſchaft verlieren, wenn der Auftraggeber 
aus dem Courszettel erſteht, daß der Auftrag ſchlecht ausgeſäſhrt iſt, während 
heute die Makler ihren Auftraggebern durch die Course klar machen, daß 
die Geschäfte gut ausgeführt ſind. Wenn wirklich die Commiſſionsgeſchafte 
dure N bung des Maklergewerbes beeinträchtigt werden ſollten, ſo würde 
das Commſſtonsgeſchäft ſich 1055 dadurch verurtheilen; es wäre überflüſſig; 
as iſt aber durchaus nicht meine Anſicht. Ich glaube überhaupt nicht, daß 
durch die Aufhebung der a Tiger eine pe Einwirkung 51 die Ge⸗ 
ſchäftswelt erſichtlich fein wird. Die hauptſächlichſte Folge wird aber nur die 
je „ daß ven Sa der Pete Makler 1 Veranlaſſung zur Un⸗ 
ulität haben wird; und id glaube, daß dies Grund genug it, für 47 
Geſetz zu ſtimmen. Im Ka ip halte auch ich die bolitänbige Aufhebung 
des Inſtituts für das einzig Richtige. (Beifall.) f 
Abg. Lasker (gegen den Commilfion sit): Auch ich bin der Anſicht, 
daß die amtlichen Makler mehr Gelegenheit haben, die Courſe zu fälſchen 
als die Commiſſtonäre; deshalb bin ich eben gegen das Geſetz, da ihnen durch 
die Annahme deſſelben noch mehr Gelegenheit gegeben werden würde, dieſen 
Bar zu üben. Ich muß übrigens mein Bedauern darüber ausſprechen, 
0 eſe vom juriſtiſchen Standpunkte aus fo wichtige Frage, wie ſich 110 
den ſo außerordentlich oberflächlich gearbeiteten Motiven zum Geſetz ergieht, 
vom Staatsminiſterium nicht hinreichend gewürdigt zu ſein ſcheint. Da die 
vereideten Makler eben Urkundsperſonen find, muß man auch Garantien dafür 
haben, daß fi: ihr Amt, durch das fie einen fo außerbrdentfihen Einfluß auf 
die geſammte Geſchäftswelt haben, auch gewiſſenhaft zu führen im Stande 
ſind. Will denn der Herr Abg. Michaelis nun ſolche Perſonen, von denen 
er ſelbſt ſagt, daß ſie nicht immer von beſonders guter Qualität find, noth 
mehr Verſuchungen ausſetzen? Weshalb will er ihnen dann nicht auch gleich 
geſtatten, für ihre eigene Rechnung Geſchäfte zu machen? Das wäre doch 
wohl die nothwendige Conſequenz. 2 
Hr. Michaelis jagt: die amtlichen Courszettel gr und nicht glaub» 
8 Das mag ſein; trotzdem aber ſind ſie Überall entſcheidend und 112 
bald muß man eine möglichit ſorgfältige Controle darüber 1 7 was 
aber bei ſchriftlichen Aufträgen, wenn dies wohl noch gar durch Telegramme, 
bei denen der Abſender ſich nicht zu legitimiren braucht, geſchieht, nicht mög« 
lich iſt. Schon ein einziger gefälſchter Auftrag kann die Courſe oft ſehr ver⸗ 
ändern. Wenn ſchriftliche Auftraggebung geſtattet wäre, würde auch ſehr oft 
der Fall eintreten, daß ein Makler von deten Parteien Auftrag erhält; dann 
wäre er in den Stand peieht den Cours ganz allein zu machen. Die bedeu⸗ 
tenden Fuat die hierbei auf dem Spiele ſtehen, darf man aber nicht 
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wird, 
wie es in den Seeſtädten für die Schiffs makler der Fall iſt, und ne 1 80 
mein Amendement an. 

Reg.⸗Commiſſar Geh. Rath Pape vertheidigt den Geſetzentwurf weſent⸗ 
lich aus formellen Gründen. Er bemerkt gegen den Abg. Lasker, daß die 
bereideten Makler nicht Urkundsperſonen gleich den Notaren, ſondern daß fie 
nur zur Mithilfe bei Feſtſtellung der Courſe verpflichtet ſeien. In geſchäft⸗ 
licher Beziehung ſeien ſie im Vergleiche zu den andern Maklern entſchieden 
im Nachtheil. In Preußen werde, abweichend von andern Staaten, ein 
großes Gewicht auf die Feſtſtellung der Courſe gelegt; um ſo dringender ſei 
es, den Kreis ihrer Geſchäfte nicht ohne die zwingendſten Gründe zu ver⸗ 
engern. Corporationen und Behörden, wenn ſie dem vereideten Makler einen 
Auftrag geben, könnten dieſes immer nur in ſchriftlicher Ferm thun. 

Gegen die Verbote des Art. 69 des deutſchen Handelsgeſetzbuches ſeien 
ſchon in der Commiſſion, die es feſtſtellte, die größten Bedenken ausgeſprochen; 
wenn ſie ſchließlich doch genehmigt wurden, jo ſei dies in der Vorausſetzung 

eſchehen, daß die Zwangsberechtigung der Makler aufgehoben werde. In der 

hat ſeien die Beſtimmungen des Art. 69 für Bremen die Urſache einer lange 
verzögerten Annahme des Handelsgeſetzbuches gemifen und in Hamburg ſei 
die Annahme nur erfolgt mit einer durch ſie herbeigeführten Verzichtleiſtung 
der Mehrzahl der dortigen vereideten Makler auf ihre Stellung. Die Ableh⸗ 
nung des Geſetzentwurfes würde die Stellung der beamteten Makler erſchüt⸗ 
tern und die Sicherheit der amtlichen Notirung erſchweren. 
„Das Haus beſchließt, die Discuſſion zu vertagen. Es erhält nur noch zu 
einer perſönlichen Bemerkung das Wort der Abg. Michaelis: Er habe nicht 

eſagt, wie der Abg. Lasker ihn citire, der amtliche Courszettel ſei ſchlecht, 

ondern er ſei zuweilen nicht richtig. . 

„Abg. Lasker verweiſt auf die Oeffentlichkeit, vor der die Aeußerung fer 
ſchehen ſei, und pertheidigt ſeine Auffaſſung der Stellung der beamteten Makler 
gegen den Reg ⸗Commiſſar. > £ 

Schluß 4 Uhr. Nächſte Sitzung Mittwoch 10 Uhr. (T.⸗O. Fortſetzung 
der heutigen.) 

O. C. [Die Fachcommiſſionen des Hauſes der Abgeordneten! 
haben während der zweiten Ferienwoche 11 Thätigkeit nicht aufnehmen kön⸗ 
nen, da ſich ihre Mitglieder nicht in beſchlußfähiger Zahl einfanden. Da⸗ 
Bae hat die Commiſſion des Herrenhauſes, von deſſen Zuſtimmung zu dem 

eſetzentwurf, betreffend die Abänderung des Art. 69 der Verfaſſung, die 
Dauer der Seſſion weſentlich abhängt, zwei Sitzungen am 4. und 5. d. M. 
gehalten, denen der Herr Miniſter des Innern und der Regierungs⸗Com⸗ 
miſſar Graf zu Eulenburg beiwohnten; morgen am 8. d. M. ſoll eine dritte 
Sitzung zur Verleſung des Berichtes und am 12. d. Mts. die Discuſſion im 
Plenum des Herrenhauſes ſtattfinden. Es wird angenommen, daß die Re⸗ 
gierung den Widerſpruch gegen die Beſchlüſſe des m. der Abgeordneten, 
der ſich auch in beſonderen Amendements ausſpricht, ſch puch 3 wird. 
Erfolgt die Annahme des Geſetzes im Herrenhauſe am 12. d. M, ſo würde 
die zweite Leſung am 4. Februar ſtattfinden. — Am 14. d. Mis. fol Hr. 
Haſſelbach über das Genoſſenſchafts⸗Geſetz Bericht erſtatten. 


Berlin, 6. Jan. R Se. Majeſtät der König bat dem Ober⸗ 
Regierungs⸗Rah Schubriſng zu Bromberg den rothen Adler⸗Orden zweiter 
Klaſſe mit Eichenlaub, dem herzoglich ſachſen⸗meiningenſchen Oberſten und 
Regiments⸗Commandeur Frhrn. v. Türcke den rothen Adler⸗Orden zweiter 
Klaſſe, dem Kreisgerichts⸗Rath n Wilbelm Sachſe zu Krotoſchin den 
rothen Adler⸗Orden dritter Klaſſe mit der Schleife, dem Archidiaconus Pe⸗ 
trenz an der Oberkirche zu Cottbus und dem Paſtor Kleinſchmidt zu St. 
Kilian, im Kreiſe Schleuſingen, den rothen Apler⸗Orden vierter Klaſſe, dem 
Ober⸗Bau⸗Rath Langhans zu Berlin den königlichen Kronen⸗Orden zweiter 
Klaſſe, dem Vanquier v. Opppenfeld daſelbſt den königl. Kronen⸗Orden 
dritter Klaſſe, dem Küſter und Schullehrer Grünewald zu Dertzow im Kreiſe 
Soldin den Adler der, vierten Klaſſe des an Haus⸗Ordens von Hohenzol⸗ 
lern, ſowie dem 8 Herrmann Thiele zu Kiel und dem Maurer⸗ 
geſellen Friedrich Ernſt Müller zu Kettwig im Kreiſe Eſſen die Rettungs⸗ 
Medaille am Bande verliehen; den bisherigen Regierungs⸗Präſidenten Sn 
v. Münchhauſen zu Frankfurt a. d. O. zum Ober⸗Präſidenten der Pro⸗ 
vinz Pommern, und den bisherigen Landrath des Kreiſes Schwetz, Richard 
Hane Wegner, zum Ober⸗Regierungsrath und Regierungs⸗Abtheilungs⸗ 
irigenten, ſowie den außerordentlichen Profeſſor Dr. Ueberweg in Königs: 
berg zum ordentlichen Profeſſor in der bileſophiſchen Facultät da Er ferner 

den früheren hannoverſchen Poſtrath Heldberg, pegenwärtig, Hilfsarb 
bei dem General⸗Poſtamte in Berlin, zum Ober⸗Poſtrathe mit dem Range 

eines Rathes vierter Klaſſe ernannt. i 

Der bisherige Religionslehrer am katholiſchen Schullehrer⸗Seminar zu 
Paradies, Franz Letocha, iſt als Religions und erſter ordentlicher Lehrer 
am latholiſchen Schullehrer⸗Seminar zu Poſen argeſtellt worden. — Der 
Baumeiſter Anton Freund zu Stallupönen iſt zum königl. Kreisbaumeiſter 
ernannt und demſelben die dortige Kreisbaumeiſterſtelle verliehen worden. — 
u Rothebude am Weichſel⸗Haff⸗Canal ist zum 


R au 1 jeckhoff N ö 
nigl. Waſſerbaumeiſter daſelbſt ernannt worden. — Der königl. Kreisbau⸗ 


meiſter Langerbeck zu Wreſchen ift zum königl. Bau⸗Inſpectar ernannt und 
demſelben eine Bau⸗Inſpectorſtelle bei dem königl. Nolde rd orm zu Br 
lin verliehen worden, f 3 

M. S. „Niobe “] iſt am 2. v. M. in Porto Grande auf 6 * 


(Rap Verdiſche Inſeln) angekommen. 


Telegraphiſche Depeſche. 

Berlin, 8. Jan. Im Abgeordnetenhauſe wurden folgende An ⸗ 
träge geſtellt: 1) Vincke und Genoſſen: Die Beſtimmungen des Ge ⸗ 
ſetzes betreffs der Untervertheilung und Erhebung der Grundſteuer 
in den öftlihen Provinzen find auch auf die weſtlichen Provinzen zur 
Anwendung zu bringen. 

2) Bethmann⸗Hollweg und Genoſſen; Die Regierung möge in 


geſetzlichen Beſchränkung des Zinsfußes von Hypothekenſchulden be⸗ 
freit werde. 

Die Finanzeommiffion nahm einſtimmig das Geſetz der Sportel⸗ 
und Stempelfreiheit für die gemeinnützigen Baugeſellſchaften an. 
Die Berathung der Verordnungen für das Jahdegebiet vom 6. Jar 
nuar 1866 blieb unbeendigt. Die nächſte Sitzung iſt Mittwoch. 

(Wolff's T. B.) 

Paris, 7. Januar. Larochejacquelein iſt geſtorben. Das Tribunal 
verurtheilt alle wegen geheimer Geſellſchaft Angeklagten (im Cafe 
renaissance) zu 3 bis 15 Monaten Gefängniß. (Wolff's T. B.) 


e Aus) 
achm Ruſſiſch Papiergeld 82, — 

76% 4 Schleſ. Nentenbeiete. 92 
ez. Oeſterr. Nat! 
Brieger 102. Ober 


Br. . 
54 57.2 bez. u. Br. Warſchau⸗Wiener 61% bez. und Gd. 
6. u. Br. 

Breslau, 8. Januar. Preiſe der Cerealien. a 
Feſtſezungen der polizeilichen Commiſſton pr. Scheffel in Silbergroschen. 

fein mittel ordin. fein 8 mittel ordin. 

SR! Gerste 5859 55 5053 
5 8869 Peu 3331 32 30-81 
Roggen 70-71 69 68 Cchſen 66-70. 68 5183 
Notirungen der von der Handelskammer ernannten nen zur Feſtſtellung 
00% e Don Raps und Rübien. 
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(Br. Amerikaner 
Ka Minerva 37 


trüb 186 17 
S 106 108 120 pr. 150 Pfd. Brutto in Sgr. 
Dotter 160 150 140 


Loeb · (erer Epe pi. ic bei 80% Tralles 
8 — ez, „ — Gld. 
Officiell gekündigt: — Ctr. Weizen. 1000 Ctr. Roggen. — Ctr. Haſer. 
— Etr. Rapskuchen. — Ctr. Nübel — Etr. Leinzl. 10,000 Ort. Spiritus 


Telegraphiſche Courſe und Börſennachrichten. 
Paris, 7. Jan., Nachm. 3 Uhr. Die Rente eröffnete zu 70, 05 und 
a altung zur Notiz. Conſols von Mittags. 1 Uhr waren 90% 
emeldet. Sch uß⸗Cgürſe. Zproc. Rente 70, 20. Italienſſch Sproc. Rente 
54. 25 e. d. Zproc. Spanier —. Iproc. Spanier 77. Oeſterreich. S 7 
Sach Aae a 50 5 d. e e 1000 155 Lom. 
iſenbahn⸗Actien 39 .Oeſterr. de pr. ept. „00. Gproc. 
Ver. St. pr. 1882 8%. 1 K 


nächſter Seſſion ein Geſetz vorlegen, wodurch der Grundbeſitz von der 
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Wien, 7. Januar. [Abendbbrſe.] Bene Salt 3. Grebitactien 157, 40. 
Nordbahn 1860 50. 1800 Looſe 84, 15. 1864er oofe 75, 30. Oeſterr.⸗ 
Franz. Staatsbahn 207, 00. alizier 220, 75. Czernowitzer —, —. 
Frankfurt a. M., 7. Januar. Nachm. 2 Uhr 30 Minuten. t, 
5 — Schluß ⸗Courſe. Preußiſche Kaſſenſcheine 105%. Berliner 
echſel 104%. Hamb. Wechſel 88%. Londoner Wechſel 118%. Pariſer 
Wechſel 94%. Wiener Wechſel 89%. Finnländiſche Anleihe 80%. Neue 
4 „ Finnländ. Pfandbriefe 82. 6 Verein. St.⸗Anl. pro 1882 77%, 
Oeſterreich. Bankantheile 650. Oeſterr. Credit⸗Actien 140. Darmſt. Bants 


Actien —. Darmſtädter Zettelbank —. Meininge: Credit⸗Actien —, Oeſter⸗ 
reich.⸗Franz. Staats⸗Eiſenb.⸗Actſen —. Oeſterr. Eliſabetbahn —. Böhmiſche 
Weſtbahn —. Rhein⸗Nahebahn —. Ludwigshafen ⸗ Bexbach Heſſiſche 


Ludwigsbahn 132. 5% öſterreichiſche Anleihe von 1859 58%. 1854er Looſe 
53%. 1860 r Looſe 64%. 1864er Looſe 67%. Badiſche Looſe 51. Kurs 
heſſ. Lonfe 52%. Baieriſche Prämien: Anleihe 98 4. Oeſterreich. National⸗ 
Anleben 50%. 5% Metalliques 43. 4% & Metaſliques 37, 5 

Hamburg, 7. Januar, Nachm. 2 Uhr 30 Minuten. Fonds 2 5 75 
Valuten feſt, fehlend. An der Börſe ging das Gerücht, daß die norpdeutſche 
Bank in London eine Filiale errichten wolle. Schluß⸗Courſe: Nätionals 
Anleihe 51%. Oeſterr. Credit⸗Actien 59%. Oeſterr. 1880er Looſe 63. Mexi⸗ 
caner —. Bereinsbant 110. Norddeutſche Bank 118%. Rheiniſche 115%. 
Nordbahn BOY. Manasfieler alte —, dito ea Finnländ. Aale 

1864er .J. Prämien⸗Anleihe 87 . 1866er Ruſſ. Prämien Anlei 

. proc. Verein.⸗St.⸗Anl. pr. pr. 1882 70. Disconto 3 pCt. 

amburg, 7. Januar. [Getreidemarkt.] Weizen loco ruhig, ab 
auswärts behauptet. Auf Termine ruhig. Pr. Januar Februar 5400 Pfd. 
netto 156 B. aler Br., 155. Gld., pr. j. 156 Br., 155 Gld. Roggen 
loco ſtille, ab Königsberg pr. J —85 bez. und dazu angeboten, ab 
Danzig 85 —86 bez., auf Termine 1 Pr. Januar⸗Februar 5000 Pfd. 
Brutto 93 Br., 92 Gb, pr. Frübiabr 94 Br. 93 Gl, Oel loco 25%, pr. 
un 26%, pr. Oct. 27. Kaffee feſt. 1000 Sack diverſe verkauft. Zink ohne 

mſatz Regen. 

Rinerpool, 7. Jan. Mittags. Baumwolle: 10,000 Ballen 4 
Feſt. Middling amerik. 15%, an, Orleans 15 ¼, fair Dhollerah 12%, 
good middling fair Dhollerah 12, middling Dhollerah 11%, Bengal 9, good 
fair Bengal 9%, Oomra 12%, Pernam 16. 

Paris, 7. Januar, Nachmittag 3 Uhr. Rüböl pr. Januar 99, 50, pr. 
Februar 99. 00. Mai⸗Auguſt 99, 50. Mehl pr. Januar 84, 25, pr. März⸗ 
April —. Spiritus pr. Januar 60, 00 . 

London, 7. Januar. Getreidemarkt (Schlußbericht). Engliſcher und 
fremder Weizen gehalten, um Schilling Erhöhung gefragt. Hafer um ſechs, 
Gerſte um einen Schilling theurer. — Wetter ſchön. 

Amſterdam, 7. Januar. Getreidemarkt (Schlußbericht). Roggen 
ei Bat 2% Fl. niedriger. Rüböl pr. Mai 40%, pr. October⸗Dezem⸗ 

er 42. — 


Berliner Börse vom 7. Januar 1867. 


Fonds- und Geld-Oourse. Eisenbahn Stamm-Aotlen. 
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A Frage. — 
8 . Delſadten schwaches Angebot: — Lupinen 
Käufer. — Schl ihnen ſchwach zugeführt. — Sch 
f wach Gefragt 8 Kab! Galler, 45 25 50—52 rn Etr. 


| Brieflaſten der Nedaction. 
Br. v. 5. nichts geſchehen. 
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